
Reisen in Staaten, welche nicht Mitgliedsstaaten des Schengener Abkommens 
sind 
 
Um Betäubungsmittel auch bei Reisen in andere Länder mitnehmen zu können, rät 
die Bundesopiumstelle den Patienten, nach dem Leitfaden für Reisende des 
Internationalen Suchtstoffkontrollamtes (INCB) zu verfahren. 
 
Danach sollte sich der Patient vom verschreibenden Arzt eine mehrsprachige 
Bescheinigung ausstellen lassen, welche Angaben zu Einzel- und 
Tagesdosierungen, Wirkstoffbezeichnung und Dauer der Reise enthält. Diese 
Bescheinigung ist ebenfalls durch die zuständige oberste 
Landesgesundheitsbehörde oder eine von ihr beauftragte Stelle zu beglaubigen 
(siehe oben) und bei der Reise mitzuführen. Die Form der Bescheinigung ist nicht 
strikt vorgegeben. Es ist eine Mitnahme von Betäubungsmitteln für eine Reisedauer 
von maximal 30 Tagen vorgesehen.  
Den Patienten ist dringend anzuraten, die Rechtslage in dem zu bereisenden Land 
vor Antritt der Reise abzuklären. Einige Länder verlangen zusätzlich 
Importgenehmigungen, schränken die Menge der mitzuführenden Betäubungsmittel 
ein oder verbieten die Mitnahme von bestimmten Betäubungsmitteln sogar generell. 
Hierzu kann die jeweilige diplomatische Vertretung des Ziellandes in Deutschland 
Auskunft erteilen, deren Kontaktadressen auf der Internetseite des Auswärtigen 
Amtes abgerufen werden können.  
Abgesehen davon hat das Internationale Suchtstoffkontrollamt auf seiner 
Internetseite einen Bereich für Informationen geschaffen, in dem die 
Einreiseformalitäten der einzelnen Staaten zusammengestellt werden. 
Sofern eine Mitnahme von Betäubungsmitteln nicht möglich ist, sollte zunächst 
geklärt werden, ob die benötigten Betäubungsmittel selbst (bzw. ein äquivalentes 
Produkt) im Reiseland verfügbar sind und durch einen dort ansässigen Arzt 
verschrieben werden können.  
Sollte auch dieses nicht möglich sein, wäre eine Mitnahme der Betäubungsmittel nur 
über eine Ein- und Ausfuhrgenehmigung erlaubt, welche bei der Bundesopiumstelle 
beantragt werden müsste. Aufgrund dieses sehr umfangreichen Verfahrens und der 
länderspezifischen Besonderheiten wird diese Option jedoch nur in seltenen 
Ausnahmefällen zum Zuge kommen können.  


